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BASF in Ludwigshafen: CDU warnt vor
besorgniserregender Lage
Die CDU in Ludwigshafen warnt vor der

besorgniserregenden Lage der BASF und fordert
Maßnahmen zur Sicherung des Standorts.

Die wirtschaftliche Situation des Chemieunternehmens BASF in
Ludwigshafen ist zunehmend besorgniserregend, was nicht nur
die Mitarbeiter, sondern auch die gesamte Region in
Alarmbereitschaft versetzt. Die CDU im Stadtrat hat die kritische
Lage öffentlich thematisiert und fordert dringende Maßnahmen
von der Bundesregierung.

Wirtschaftliche Herausforderungen für
BASF

Der Chemiekonzern BASF, ein bedeutender Arbeitgeber in
Ludwigshafen mit über 111.000 Mitarbeitern, sieht sich
gegenwärtig mit erheblichen Schwierigkeiten konfrontiert. Der
Standortleiter, Dr. Uwe Liebelt, hat auf einer Veranstaltung der
Industrie- und Handelskammer (IHK) die hohen Energiepreise,
den Fachkräftemangel sowie die Steuer- und Abgabenlast als
zentrale Probleme identifiziert. Diese Faktoren belasten die
Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens stark.

Politische Reaktionen und Forderungen

In einem eindringlichen Appell fordert Dr. Peter Uebel, der
Vorsitzende der CDU-Stadtratsfraktion, von der Bundesregierung
ein schnelles Handeln. Er betont, dass der Erhalt der
Arbeitsplätze in der Region nicht weiter gefährdet werden dürfe.



„Die Politik muss die De-Industrialisierung stoppen und ein
tragfähiges Konzept für die Fertigung in Deutschland
entwickeln“, erklärt Uebel. Die CDU fordert spezifische
Maßnahmen wie eine Senkung der Energiekosten und eine
Reduzierung bürokratischer Hürden.

Auswirkungen auf die Region

Die Sorgen sind nicht nur auf die BASF-Mitarbeiter beschränkt.
Auch die предприятий, die als Dienstleister und Zulieferer mit
der BASF zusammenarbeiten, spüren den Druck. Laut Uebel ist
die enge wirtschaftliche und gesellschaftliche Verantwortung
zwischen der Stadt Ludwigshafen und der BASF von großer
Bedeutung. „Es geht um die Zukunft der gesamten Region“, so
der CDU-Politiker.

Kritik an der Bundesregierung und
Gegenargumente

In Reaktion auf die Kritik der CDU verteidigt Prof. Armin Grau,
ein Bundestagsabgeordneter der Grünen, die Maßnahmen der
Ampelregierung. Er argumentiert, dass bereits Schritte
unternommen werden, um dem Fachkräftemangel
entgegenzuwirken und Bürokratie abzubauen. Insbesondere das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz werde zur Verbesserung der
Situation beitragen.

Ausblick und Hoffnung auf eine positive
Entwicklung

Die Entwicklungen bei BASF sind ein Signal für die gesamte
chemische Industrie in Deutschland. Während die CDU auf eine
kehrtwende in der Wirtschaftspolitik pocht, setzt die Grünen-
Partei auf einen langfristigen Umbau des Energiesystems. Trotz
der gegensätzlichen Positionen bleibt die Hoffnung, dass durch
eine Zusammenarbeit zwischen Politik und Wirtschaft die
Arbeitsplätze in Ludwigshafen gesichert werden können. Die



kommenden Monate werden entscheidend sein, um die
Herausforderungen gemeinsam anzugehen und eine nachhaltige
Lösung für die Region zu finden.
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